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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Nachdem mehrere parlamentarische Vorstösse als Folge der Missstände bei der
Pensionskasse des Bundes eine Überprüfung der Finanzaufsicht verlangt hatten, schlug
der Bundesrat in einer Gesetzesvorlage Massnahmen zur Stärkung und grösseren
Unabhängigkeit der Eidgenössischen Finanzkontrolle (EFK) vor. Am Konzept der
Finanzaufsicht mit einer parlamentarischen Finanzdelegation und einem dem
Parlament wie der Regierung dienenden Fachorgan, der EFK, wollte er allerdings
festhalten. Eine Unterstellung der EFK unter das Parlament lehnte der Bundesrat ab,
weil dies zu einer Gewichtsverschiebung zugunsten der parlamentarischen Kontrolle
führen würde. Ferner sprach er sich gegen die Schaffung eines von Regierung und
Parlament unabhängigen Rechnungshofes nach ausländischem Vorbild aus. Die neue
Regelung hält im ersten Artikel fest, dass die Finanzkontrolle als oberstes
Finanzaufsichtsorgan des Bundes «nur der Bundesverfassung und dem Gesetz
verpflichtet ist»; nach bisheriger Regelung galt, dass sie der Bundesversammlung und
dem Bundesrat «dient». Stärker als bisher wird der Bundesrat in die Pflicht genommen,
Beanstandungen und Empfehlungen der Revisionsstelle umzusetzen bzw. den Vollzug zu
überwachen. Bei besonderen Vorkommnissen ist neben dem zuständigen
Departementschef auch die Finanzdelegation zu informieren. Die EFK soll einzelne
Berichte separat publizieren und ihren eigenen Jahresbericht veröffentlichen können.
Bei der personellen Ausstattung erhält die EFK gemäss Gesetzesentwurf ein direktes
Mitspracherecht. Die Wahl des Direktors durch den Bundesrat muss neu vom Parlament
bestätigt werden; gleichzeitig wird die unabhängige Position des Direktors gestärkt,
indem er auf eine (zweimal verlängerbare) Amtsdauer von sechs Jahren ernannt wird. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.10.1998
URS BEER

Der Nationalrat befasste sich als Erstrat mit der Revision des Finanzkontrollgesetzes.
Umstritten war in der Finanzkommission die Erweiterung der Aufsicht auf Anstalten und
Unternehmungen, an denen der Bund mit mehr als 50% beteiligt ist. Der Rat wies einen
entsprechenden Antrag einer Kommissionsminderheit um Steiner (fdp, SO) zurück. Den
Antrag Weyeneth (svp, BE), welcher eine Übertragung der Wahl des EFK-Direktors auf
die Bundesversammlung forderte – wobei dem Bundesrat ein Vorschlagsrecht
eingeräumt würde, lehnte er ebenfalls ab, um die nötige Diskretion bei der
Rekrutierung möglicher Kandidaten zu gewährleisten sowie eine Verpolitisierung der
Wahl zu verhindern. In der Gesamtabstimmung wurde das Finanzkontrollgesetz mit 130
zu 0 Stimmen genehmigt. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.1998
URS BEER

Im Vorjahr hatte sich der Nationalrat als Erstrat mit der Revision des
Finanzkontrollgesetzes befasst. Im Berichtsjahr empfahl nun auch die
Finanzkommission des Ständerates die Vorlage unter einigen Abweichungen zur
Annahme. Der Ständerat hielt an der Unabhängigkeit der Finanzkontrolle fest und wies
den Beschluss des Nationalrates, die Wählbarkeit des Direktors der EFK von drei auf
zwei Amtsperioden von jeweils sechs Jahren zu beschränken, zurück. Vielmehr hielt er
eine unbeschränkte Amtsdauer für die angemessenere Lösung. Ausserdem beschloss er
im Sinne der Gewaltentrennung auf Antrag von Schmid (cvp, AI) gegen den Entwurf des
Bundesrates, das Parlament an der Wiederwahl oder Abwahl des Direktors der EFK zu
beteiligen. Der Nationalrat hielt jedoch knapp mit 60 zu 57 Stimmen an der einmaligen
Wiederwahl des Direktors fest. Nach erneuter Differenzbereinigung stimmten beide
Räte mit 171 zu 1 respektive 44 zu 0 Stimmen der Revision in der Version des
Ständerates zu. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.1999
DANIEL BRÄNDLI

1) BBl, 1998, S. 4704 ff.; Presse vom 23.6.98
2) AB NR, 1998, S. 2593 f.; AB NR, 1998, S. 2610 ff.
3) Amtl. Bull. StR, 1999, S. 68 ff., 213 f. und 284; Amtl. Bull. NR, 1999, S. 260 ff., 406 f. und 584; BBl, 1999, S. 2567 ff.
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